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IW-Konjunkturprognose 
Rund 4 Prozent Wachstum sind im kommenden Jahr für 
Deutschland möglich. Voraussetzung ist allerdings, dass 
die Welt die Pandemie in den Griff bekommt.

   Seiten 8–9

Wie arm macht Corona? 

Einkommensverteilung. Die Corona-Pandemie hat spürbare  Auswirkungen auf die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt 
in Deutschland. Eine neue IW-Studie belegt aber, dass die Einkommensverteilung dank des Sozialstaats weitgehend 
stabil geblieben ist, die Ungleichheit durch die Krise also nicht zugenommen hat. Gleichwohl fordert Steuerexperte 
Martin Beznoska, Co-Autor der Studie, dass die Treffsicherheit der staatlichen Maßnahmen erhöht werden muss.   

   Seiten 2–5

Weitere Themen  +++  Corona-Hilfen  +++  Immobilienmarkt  +++  Zeitarbeit  +++  Pflege  +++  
Top-Liste: Digitalisierungsindex  +++  Zahl der Woche: Kinos

Energiewende
Deutschland will eine heimische Wasserstoffindustrie 
etablieren. Einige Regionen bieten dafür gute Vorausset-
zungen – allen voran das Ruhrgebiet.

   Seiten 10–11
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In guten Zeiten für schlechte 
vorsorgen: Die Devise ist uralt – und 
Deutschland hat sich in den vergan-
genen Jahren daran gehalten. Das 
Ende der guten Jahre kündigte sich 
zwar schon vor der Pandemie an, mit 
Corona schlugen sie dann aber 
abrupt in magere Zeiten um: Erst 
zum Jahresende 2021 wird laut 
IW-Konjunkturprognose wieder das 
Vorkrisenniveau erreicht (siehe 
Seiten 8–9).

Deshalb ist es gut, dass die 
Bundesregierung die vergangenen 
Jahre – auch dank der viel diskutier-
ten schwarzen Null – genutzt hat, um 
die Staatsschulden zu reduzieren. 
Die derzeit historisch niedrigen 
Zinsen auf Staatsanleihen tragen 
ebenfalls dazu bei, dass die Politik 
heute bei ihren Maßnahmen gegen 
die Krise finanziell aus dem Vollen 
schöpfen kann. Dass sie dabei 
teilweise über das Ziel hinaus-
schießt, ist angesichts der völlig 
neuen Situation zu verschmerzen – 
so es denn nicht zum Dauerzustand 
wird (siehe Seiten 6–7).

Momentan geht es vor allem 
darum zu verhindern, dass Menschen 
ihren Arbeitsplatz verlieren, in Armut 
abrutschen und Existenzängste um 

Sozialstaat dämpft 
Krisenverluste

Einkommensverteilung. Die Corona-Pandemie und die staatlich verordneten 
Lockdown-Maßnahmen zur Virus-Eindämmung treffen Wirtschaft und Gesellschaft 
hart. Wie sich das auf die Einkommensverteilung in Deutschland auswirkt, unter-
sucht eine neue IW-Studie – und liefert teils überraschende Ergebnisse.

sich greifen. Denn schon während 
des ersten Lockdowns im März und 
April wurde von verschiedenen 
Seiten befürchtet, dass die Krise die 
Ungleichheit in Deutschland deutlich 
negativ beeinflussen könnte. 

Der Frage, inwiefern das bislang 
wirklich geschehen ist, ist das IW in 
einer Studie nachgegangen. Dafür 
hat das Institut zum einen im August 
mehr als 1.200 Personen befragt, 
zum anderen wurden die Ergebnisse 
mit Haushaltsbefragungsdaten des 
Sozio-oekonomischen Panels 
kombiniert. Mithilfe des Mikrosimu-
lationsmodells IW-STATS wurden 
Steuern, Abgaben und Transferleis-
tungen berechnet und die Verteilung 
der verfügbaren Einkommen unter 
Einbezug temporärer Corona-Hilfen 
ermittelt.

Um bei der Analyse der verschie-
denen Daten nicht Äpfel mit Birnen 
zu vergleichen, wurde eine Bedarfs-
gewichtung der Haushaltseinkom-
men vorgenommen. Sie berücksich-
tigt, dass ein Mehrpersonenhaushalt 
Kostenvorteile gegenüber einem 
Singlehaushalt hat, weil einiges 
– zum Beispiel der Kühlschrank und 
der Fernseher –  gemeinsam genutzt 
werden kann und weil Kinder 

normalerweise weniger Geld benöti-
gen als Erwachsene.

Neben der Frage nach dem 
subjektiven Erleben der Krise geht es 
in der IW-Studie hauptsächlich um 
die objektiven Zahlen. Und die 
belegen vor allem eines:

Die Corona-Pandemie hat die 
Markteinkommen in Deutschland 
deutlich stärker getroffen als die 
verfügbaren Einkommen – also 
jene, die sowohl die Abgaben als 
auch sämtliche staatlichen Trans-
fers berücksichtigen.

Das heißt: Der Regierung ist es 
gelungen, die finanziellen Verluste 
der Bürger durch eine ganze Reihe 
von Sozialmaßnahmen massiv 
abzufedern. Dazu gehören neben 
automatischen Stabilisatoren wie 
der Arbeitslosenversicherung 
ergänzende Hilfen, die in der Krise 
neu eingeführt oder erweitert 
wurden.

Neben der bewährten Maßnahme 
des Kurzarbeitergelds hat die Politik 
einen Steuerfreibetrag für Allein- 
erziehende eingeführt, einen verein-
fachten Zugang zur Grundsicherung 
ermöglicht und im Sommer einen 
einmaligen Kinderbonus ausgezahlt. 
Außer den Geldtöpfen zur Bekämp-
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fung der Krise wirken jene Reformen 
der Sozialgesetzgebung unterstüt-
zend, die bereits zum Jahreswechsel 
von 2019 auf 2020 in Kraft traten: Der 
Empfängerkreis für Wohngeld wurde 
vergrößert, beim Kinderzuschlag gibt 
es mehr Leistungen. 

Im subjektiven Empfinden der 
vom IW befragten Haushalte spielt 
das staatliche Bemühen aber allem 
Anschein nach eine untergeordnete 
Rolle:

Etwa ein Viertel der Befragten 
sieht sich in einer schlechteren 
finanziellen Situation als vor der 
Krise. Nur 5 Prozent geht es 
subjektiv beurteilt finanziell 
besser.

Allerdings zeigt der detailliertere 
Blick, dass es bei der Beurteilung 
etwaiger Verteilungswirkungen 
wichtig ist, nicht nur auf das indivi-
duelle Krisenschicksal zu schauen, 
sondern den Haushaltskontext zu 
betrachten. Denn wenngleich beim 
Erwerbseinkommen verstärkt 
Geringverdiener Einbußen haben, 
verschieben sich die Verluste bei 
Betrachtung von Haushaltseinkom-
men bereits eher in den mittleren 
Einkommensbereich.  

Hinzu kommt, dass der Sozial-
staat zugunsten der Einkommens-
schwachen umverteilt (Grafik):

Während die Markteinkommen 
der Haushalte in der Krise je Per- 
son und Monat um durchschnitt-
lich 107 Euro gesunken sind, hat 
sich das verfügbare Einkommen 
nur um 12 Euro reduziert.

Von den Antikrisenmaßnahmen 
der Politik und den Änderungen in 
der Sozialgesetzgebung profitieren 
vor allem die unteren Einkommen:

Die Personen im ersten und 
zweiten Einkommenszehntel 
hatten in der Krise sogar nominal 
etwas mehr Geld als im Vorjahr.

Betrachtet man statt der Einkom-
mensgruppen die Alterskohorten, 
kann ebenfalls Entwarnung gegeben 

werden. Denn anders als von einigen 
befürchtet, sind jüngere Menschen 
nicht deutlich stärker von der 
Pandemie betroffen als Ältere, wenn 
es um die verfügbaren Einkommen 
geht:

Besonders groß sind die Einbu-
ßen beim verfügbaren Haushalts- 
einkommen der 40- bis 49-Jährigen 
mit minus 2,4 Prozent und bei den 
50- bis 59-Jährigen mit einem 
Minus von rund 1,8 Prozent.

Dank der Rentenerhöhung gehen 
die Ruheständler tendenziell sogar 

mit einem Plus durch das Krisenjahr 
2020. Mit der wahrscheinlichen 
Nullrunde für westdeutsche Rentner 
im kommenden Jahr zeigen sich für 
sie die Auswirkungen der Krise mit 
Verzögerung.

Der Kinderbonus und höhere 
Steuerfreibeträge halfen dabei, dass 
Alleinerziehende zumindest in 
finanzieller Hinsicht ebenfalls nicht 
außergewöhnlich stark von der 
Pandemie getroffen wurden.

Fortsetzung
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Sozialstaat fängt Verluste weitgehend auf
Um so viel Prozent veränderten sich die Haushaltseinkommen durch die 
Corona-Pandemie ohne und mit sozialstaatlicher Umverteilung

Markteinkommen

  1. Dezil

  2. Dezil

  3. Dezil

  4. Dezil

  5. Dezil

  6. Dezil

  7. Dezil

  8. Dezil

  9. Dezil

  10. Dezil

Insgesamt

Verfügbare Einkommen
in Euro

 pro Person
 und Monat

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd

Dezile: bedarfsgewichtete Haushaltseinkommen, die berücksichtigen, dass in einem Mehrpersonenhaushalt Kostenvorteile exis-
tieren, weil einiges gemeinsam genutzt oder angescha� werden kann, und dass Kinder weniger Geld benötigen als Erwachsene
Markteinkommen: Erwerbseinkommen aus abhängiger und selbstständiger Arbeit, Kapitaleinkommen, 
Nettomietvorteil bei selbst genutzter Immobilie u. Ä. (ohne gesetzliche Renten)
Verfügbares Einkommen: inklusive staatlicher Unterstützung wie Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld, Grundsicherung, 
Kinderbonus und Kindergeld, abzüglich Steuern und Sozialabgaben
Dezil: Einkommenszehntel gereiht vom niedrigsten bis zum höchsten Einkommen im Jahr 2019
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Was nun all diese Befunde mit 
Blick darauf bedeuten, ob die Krise 
die Ungleichheit in Deutschland 
erhöht hat, zeigt der Gini-Koeffizient. 
Er nimmt Werte von null bis eins an 
und je höher er liegt, desto unglei-
cher sind die Einkommen verteilt.

Die Analyse des Gini-Koeffizienten 
verdeutlicht, dass sich an der 
Verteilung der Markteinkommen von 
2018 auf 2019 – also in der Zeit vor 
der Krise – wenig verändert hat. Erst 
durch die Krise ändert sich der 
Befund (Grafik):

Der Gini-Koeffizient der be-
darfsgewichteten Markteinkom-
men ist von 0,511 im Jahr 2018 auf 
0,525 im Jahr 2020 gestiegen. Die 
Markteinkommen sind durch die 
Krise also ungleicher verteilt als in 
den Jahren zuvor.

Ganz anders lautet das Ergebnis 
bei den verfügbaren Einkommen – 
also nach Abzug von Steuern und 
Sozialabgaben und inklusive der 
Sozialtransfers:

Mit einem Wert von 0,289 lag 
der Gini-Koeffizient für die verfüg-
baren Haushaltseinkommen im 
Jahr 2020 unter dem Wert von 
2018, als er noch 0,293 betrug.

Ohne das Kurzarbeitergeld hätte 
er 2020 übrigens bei 0,291 gelegen – 
ein Beleg dafür, dass schon diese 
einzelne Maßnahme nachweislich 
die Einkommen stabilisiert hat. 

Zwar sind diese Befunde allesamt 
statistisch betrachtet nicht signifi-
kant, weil sich die 95-Prozent-Konfi-
denzintervalle der geschätzten 
Gini-Koeffizienten für die einzelnen 
Jahre überlagern. Diese Intervalle 
sind ein statistisches Maß für die 
Schätzunsicherheit. Entscheidender 
ist aber Folgendes: Aus den Befun-
den lässt sich umgekehrt eine hohe 
Wahrscheinlichkeit dafür ableiten, 
dass die Ungleichheit der verfügba-
ren Einkommen bislang nicht 
zugenommen hat.

Die Folgen des zweiten Lock-
downs wird man freilich erst im 

kommenden Jahr im Detail auswer-
ten können. In der Summe, so ist zu 
hoffen, sollte Deutschland aber 
schon bald die Krise hinter sich 
gelassen haben – vorausgesetzt, die 
Welt bekommt die Pandemie bei-
spielsweise dank der verfügbaren 
Impfstoffe in den Griff.

Und wenn die Politik in den 
nächsten Monaten entschlossen und 
besonnen agiert, Arbeitsplätze 
sichern kann und gleichzeitig die 
Möglichkeiten des sozialstaatlichen 
Transfersystems von den Bedürftigen 
in Anspruch genommen werden, 
dürfte sich die Ungleichheit in den 
verfügbaren Einkommen auch 
künftig nicht wesentlich erhöhen.

2018 2019 20202018 2019 2020

Staatseingri� beein�usst Ungleichheit
Gini-Koe�izient der bedarfsgewichteten Haushaltseinkommen

Markteinkommen

ohne Virus

ohne Virus

mit Virus
mit Virus

Verfügbare Einkommen

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd

2019 mit Virus: Simulation, um die E�ekte der seit Januar 2020 geltenden neuen Sozialgesetzgebung auf die Nettoeinkommen zu illustrieren
Gini-Koe�izient: Maß zur Beurteilung von Ungleichheit mit Werten zwischen null und eins. Je höher er liegt, desto ungleicher ist die Verteilung.
Markteinkommen: Erwerbseinkommen aus abhängiger und selbstständiger Arbeit, Kapitaleinkommen, Nettomietvorteil bei selbst genutzter Immobilie u. Ä. (ohne gesetzliche Renten)
Verfügbares Einkommen: inklusive staatlicher Unterstützung wie Kurzarbeitergeld, Grundsicherung und Kindergeld, abzüglich Steuern und Sozialabgaben
Bedarfsgewichtete Haushaltseinkommen: berücksichtigen, dass in einem Mehrpersonenhaushalt Kostenvorteile existieren, weil einiges gemeinsam genutzt oder angescha� werden kann, 
und dass Kinder weniger Geld benötigen als Erwachsene
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IW-Report 65/2020
Martin Beznoska, Judith Niehues, 
Maximilian Stockhausen: Stabil durch 
die Krise? Verteilungsfolgen der Corona- 
Pandemie
iwkoeln.de/verteilungsfolgen-corona
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Um die finanziellen Folgen für 
private Haushalte und Unternehmen 
abzufedern, hat die Bundesregierung 
seit dem Frühjahr 2020 eine Vielzahl 
sozial- und finanzpolitischer Maßnah-
men beschlossen. Neben dem 
vereinfachten Zugang zur Grund- 
sicherung und der Stärkung des 
Kurzarbeitergelds wurden umfang- 
reiche Überbrückungshilfen, Darle-
hen sowie vergünstigte Kredite 
bereitgestellt. 

Außerdem wurden die Mehrwert-
steuer temporär gesenkt und ein 
Kinderbonus ausgezahlt, um die 
Nachfrage zu stabilisieren. So konn-
ten ein rasanter Anstieg der Arbeits- 
losigkeit und eine Welle von Unter-
nehmensinsolvenzen fürs Erste 
vermieden werden. 

Die Ergebnisse der Simulations-
analyse des IW zeigen, dass die 
Maßnahmen in Verbindung mit den 
bereits bestehenden Instrumenten 
des deutschen Sozialstaats wirksam 
waren:

Die Auswirkungen auf das verfüg-
bare Einkommen der privaten 
Haushalte waren zwar spürbar und in 
einzelnen Fällen trotz der Maßnah-
men erheblich, aber über die gesamte 
Bevölkerung deutlich abgeschwächt 

Kommentar. Die staatlichen Hilfen und das soziale 
Sicherungssystem haben die finanziellen Folgen der 
Corona-Pandemie in Deutschland bislang wirksam 
abgefedert. Im Sinne nachhaltiger Staatsfinanzen 
muss die Treffsicherheit der Maßnahmen in den 
kommenden Monaten jedoch stärker in den Blick 
genommen werden, fordert Martin Beznoska, Co- 
Autor der neuen IW-Studie zu den Auswirkungen der 
Corona-Pandemie auf die Einkommensverteilung.

im Vergleich zu den Veränderungen 
der Markteinkommen. Vor allem das 
Kurzarbeitergeld gleicht treffsicher 
Einkommensverluste aus.   

Gerade in jenen Branchen, die 
besonders unter den Auswirkungen 
des neuerlichen Lockdowns leiden – 
also beispielsweise in der Gastrono-
mie, der Veranstaltungs- und Reise-
branche – könnte der Staat jedoch 
nachbessern: 

Da sich eine Verlängerung des 
Teil-Lockdowns oder sogar eine 
Verschärfung bis ins Jahr 2021 hinein 
abzeichnet und ein klares Ende nicht 
absehbar ist, ist die Idee einer an den 
Fixkosten ansetzenden Überbrü-
ckungshilfe III ein Schritt in die 
richtige Richtung (siehe Seiten 6–7). 

Konkret: Um den Verwaltungsauf-
wand so gering wie möglich zu halten, 
sollten große Fixkostenkomponenten 
wie Miete/Pacht, Zinsen und Versiche-
rungsbeiträge erstattet werden – auf 
Nachweis und mit einem Risikoauf-
schlag versehen. Letzterer würde für 
Selbstständige wie ein Kurzarbeiter-
geld wirken und unverschuldet in Not 
geratene Personen besser auffangen. 

Und danach? Bald soll ein Impf-
stoff in Deutschland verfügbar sein. 
Somit besteht Hoffnung, dass 

mittelfristig ein Ende der Einschrän-
kungen möglich ist. Dann gilt es, die 
fiskalischen Defizite zurückzufahren, 
also beispielsweise krisenbedingte 
Mehrausgaben wieder zu reduzieren 
und temporäre steuerliche Begünsti-
gungen zurückzunehmen.

Zudem ist es zentral, dass 
Deutschland möglichst schnell auf 
den Beschäftigungs- und Wachstums-
pfad von vor der Krise zurückkehrt. 
Die dann wieder anziehenden 
Steuereinnahmen könnten die 
Konsolidierung unterstützen. 

Wenn das gelingt, sind die in der 
Krise aufgebauten Schulden verkraft-
bar und die deutsche Schulden- 
standsquote kann – ohne Steuererhö-
hungen wohlgemerkt – erneut unter 
die Maastricht-Grenze von 60 Prozent 
fallen, die vor der Krise im Jahr 2019 
erstmals wieder unterschritten 
wurde.

Allerdings droht von anderer Seite 
Gefahr: von den zu erwartenden 
Lasten des demografischen Wandels. 
Allein schon aus diesem Grund muss 
die Finanzpolitik im nächsten Jahr-
zehnt Prioritäten bei den Staatsaus-
gaben setzen und so die Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen langfristig 
sichern.

Finanzen im Blick behalten
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Bund und Länder tun eine Menge, 
um den unter der Corona-Pandemie 
leidenden Unternehmen zu helfen: 
Neben den Kurzarbeitergeldregelun-
gen stellen sie Kredite, Bürgschaften, 
Überbrückungshilfen sowie Sofort-
hilfen zur Verfügung. Auch die soge- 
nannten November- und Dezember-

Es ginge treffsicherer
Corona-Hilfen. Wie soll Unternehmen, die auch im kommenden Jahr pandemiebedingt 
schließen müssen, künftig geholfen werden? Weil das aktuell praktizierte Förderkonzept 
langfristig zu Wettbewerbsverzerrungen führt, werden sich die Hilfsprogramme der Regie-
rung ab Januar an den Fixkosten der Unternehmen orientieren. Doch das reicht nicht aus, 
um in einem Lockdown Verluste zu vermeiden.

hilfen, die jene Unternehmen, Be- 
triebe, Selbstständige, Vereine und 
Einrichtungen bekommen, die von 
den aktuellen Corona-Einschränkun-
gen besonders betroffen sind, zählen 
dazu: Alle Branchen und Bereiche, 
die vom Teil-Shutdown seit Anfang 
November direkt oder indirekt  

betroffen sind, können für November 
und Dezember 2020 eine Erstattung 
beantragen, die bis zu 75 Prozent 
ihres Umsatzes aus dem Vorjahres-
monat ausmacht.

Da auch angesichts des neuer- 
lichen harten Lockdowns 2021 
weiterhin Unterstützungsmaßnah-
men für Unternehmen erforderlich 
sein werden, ist eine Neukonzeption 
der Novemberhilfen erforderlich. 
Denn aktuell werden Unternehmen 
unabhängig von der Höhe ihrer 
tatsächlich anfallenden Kosten 
entschädigt. Dies führt zu Streueffek-
ten, die sich für die Monate Novem-
ber und Dezember 2020 bei einem 
Gesamtvolumen der Hilfen von rund 
28 Milliarden Euro auf knapp 9 Mil- 
liarden Euro belaufen.

Um diese Streueffekte zu mini-
mieren, sollen sich die Corona-Hilfen 
künftig an den Fixkosten der Unter-
nehmen orientieren – dazu zählen 
alle Kosten, die nicht umsatzabhän-
gig sind, vor allem Mieten und 
Pachten, Finanzierungskosten, 
Grundsteuern sowie Versicherungs-
beiträge. Diese sogenannte Überbrü-
ckungshilfe III soll für die Monate 
Januar bis Juni 2021 gewährt 
werden; für jene Unternehmen, die 
aufgrund des erneuten Lockdowns 
zusätzlich schließen mussten, steht 
die Überbrückungshilfe III bereits ab 

Corona-Hilfen: 
Das IW-Modell verhindert Verluste im Lockdown
Erstattung für ein Beispiel-Unternehmen, das 100 Prozent Umsatzrückgang wegen 
pandemiebedingter Geschä�sschließung verzeichnet, ab Januar 2021 in Euro

Risikozuschlag für weitere kleinere Fixkosten und teilweise Gewinnerstattung

tatsächliche
Fixkosten 

Erstattung im 
Fixkosten-plus-Modell

Erstattung
Überbrückungshilfe III

Fixkostenblock (Miete, Zinsen, Betriebssteuern, Versicherungsbeiträge)

Höhe der Erstattung

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd

Ab Januar 2021 erhält das pandemiegeschädigte Unternehmen die Überbrückungshilfe III, 
die 90 Prozent des Fixkostenblocks erstattet. Alternativ schlägt das IW ein Fixkosten-plus-
Modell vor, bei dem die größten Fixkostenblöcke vollständig erstattet werden. Zusätzlich 
werden weitere kleinere Fixkosten pauschal mit einem 20-prozentigen Zuschlag auf den 
Fixkostenblock erstattet, der dem Unternehmen auch einen kleinen Gewinn ermöglichen soll. 
Personalkosten werden in beiden Fällen über das Kurzarbeitergeld oder einen separaten 
Zuschlag aufgefangen.
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Dezember zur Verfügung. Es handelt 
sich dabei um nicht rückzahlbare 
Zuschüsse für Unternehmen, Solo-
selbstständige und Freiberufler, die 
unter den Auswirkungen der Pande-
mie besonders leiden. Die Überbrü-
ckungshilfe III stellt also einen 
Zuschuss zu den Fixkosten des 
Fördermonats sicher, der umso 
höher ausfällt, je höher der Umsatz-
rückgang ist (Grafik):

Bei einem Umsatzeinbruch von 
mehr als 30 Prozent werden den 
Unternehmen ab kommendem 
Januar 40 Prozent der Fixkosten 
erstattet, bei mehr als 50 Prozent 
Umsatzminus beträgt die Hilfe 
60 Prozent und bei Einbußen von 

mehr als 70 Prozent werden 
90 Prozent der Fixkosten erstattet.

Zusätzlich sieht die Überbrü-
ckungshilfe III eine Erstattung der 
Personalkosten für Mitarbeiter vor, 
die das Kurzarbeitergeld nicht 
nutzen können, sofern trotz Ge-
schäftsschließung Arbeit anfällt – 
zum Beispiel zur Vorbereitung der 
Wiedereröffnung: Diese Kosten 
werden durch eine Pauschale von 
20 Prozent der übrigen förderfähigen 
Fixkosten ersetzt. 

Klingt zielgenauer als die Novem-
berhilfen? Ist es in der Tat, allerdings 
birgt auch die Überbrückungshilfe III 
ein Risiko: Wenn Unternehmen auch 
2021 vollständig schließen müssen, 

führen die neuen Corona-Hilfen in 
jedem Fall dazu, dass Verluste in den 
betroffenen Betrieben entstehen. 

Dies ließe sich vermeiden, wenn 
die anfallenden Fixkosten vollständig 
erstattet würden und ein Risikoauf-
schlag hinzukäme, der zur Deckung 
weiterer kleiner Fixkosten oder als 
Gewinnersatz verwendet werden 
kann. Ein weiterer entscheidender 
Unterschied dieses vom IW entwi-
ckelten Fixkosten-plus-Modells zur 
Überbrückungshilfe III ist, dass der 
Entschädigungsgrad kontinuierlich 
steigt – während es bei der Überbrü-
ckungshilfe Sprungstellen gibt. Das 
IW-Alternativmodell sorgt unterm 
Strich dafür, dass bei gleicher Be- 
messungsgrundlage die Erstattung 
meist großzügiger ausfällt als in der 
von der Bundesregierung geplanten 
Corona-Hilfe (Grafik Seite 6):

Ein pandemiegeschädigtes 
Unternehmen, das im Januar 2021 
einen Fixkostenblock von 5.000 Eu- 
ro hat, erhält durch die Überbrü-
ckungshilfe III 4.500 Euro Erstat-
tung – im Fixkosten-plus-Modell 
wären es einschließlich des Risiko-
zuschlags 6.000 Euro. 

Eine derart gestaltete Corona- 
Hilfe könnte zu einer höheren Ziel- 
genauigkeit beitragen, da Unterneh-
men mit hohen unvermeidbaren 
Kosten mehr Geld erstattet bekämen 
als Betriebe mit geringen Fixkosten- 
anteilen. Eine Einzelfallgerechtigkeit 
kann allerdings auch dieses Modell 
nicht herstellen.

Die Corona-Hilfen
Erstattungsquoten für pandemiegeschädigte Unternehmen ab Januar 2021 in Prozent 

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft
© 2020 IW Medien / iwd

 
Ohne Zuschlag für Personalkosten
Fixkosten-plus-Modell: ein Modell, bei dem die Fixkosten der Unternehmen vollständig erstattet werden. Zusätzlich werden
weitere kleinere Fixkosten pauschal in Höhe von 20 Prozent des Fixkostenblocks erstattet, die den betroffenen 
Unternehmen auch einen kleinen Gewinn ermöglichen sollen. 

Erstattung nach …

Umsatzrückgang gegenüber dem Vorjahresmonat in Prozent

… dem IW-Vorschlag des Fixkosten-plus-Modells … Überbrückungshilfe III
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Die Erholung der deutschen Wirtschaft wird im vierten 
Quartal 2020 wieder ausgebremst. Zwar dürften die 
Senkung der Mehrwertsteuer und zahlreiche andere 
konjunkturelle Unterstützungsmaßnahmen positive 
Impulse setzen. Dass Restaurants, Kultureinrichtungen 
und seit Kurzem auch viele Geschäfte erneut schließen 
mussten, belastet das Wirtschaftsleben aber deutlich.

Durch das Auslaufen der Mehrwertsteuersenkung, 
Beeinträchtigungen in der Bauwirtschaft durch fehlende 
Arbeitskräfte und vor allem die international angespannte 
Infektionslage sowie die damit verbundene Exportschwä-
che wird sich die Winterrezession im ersten Quartal 2021 
fortsetzen.

Dieser prognostizierte Konjunkturverlauf spiegelt sich 
auch in den Erwartungen der gut 2.000 Unternehmen 
wider, die das IW im November 2020 gefragt hat, wie hoch 
sie ihre Produktionslücken aktuell und für 2021 im 
Vergleich zur Lage vor der Corona-Pandemie einschätzen:

65 Prozent der Unternehmen haben derzeit Pro-
duktionseinbußen zu beklagen – im ersten Halbjahr 
2021 wird dieser Anteil auf 73 Prozent steigen.

Wachstum – wenn Corona 
mitspielt

IW-Konjunkturprognose. Die zweite Corona-Welle setzt der deutschen Wirtschaft 
derzeit heftig zu. Doch die Zulassung von Impfstoffen macht Hoffnung auf einen kräftigen 
Wachstumsschub im kommenden Jahr. Das gilt auch für die Weltwirtschaft insgesamt – 
allerdings werden viele Volkswirtschaften zunächst in einer Winterstarre verharren.

Im zweiten Halbjahr wird die Quote – wenn alles gut 
läuft – wieder auf das aktuelle Niveau sinken und für 2022 
erwarten nur noch 50 Prozent der befragten Unternehmen 
Einschränkungen ihrer Produktion.

Das heißt: Derzeit spricht vieles dafür, dass es nach 
dem Winterhalbjahr zu einem kräftigen Wachstumsschub 
kommen kann: Mit den höheren Temperaturen nimmt die 
Corona-Anfälligkeit der Bevölkerung ab, die geplanten 
Impfungen werden das Gesundheitssystem und andere 
Bereiche entlasten, aufgestauter Konsum und zurückge-
stellte Investitionen werden nachgeholt.

All dies gilt nicht nur für Deutschland, sondern auch für 
seine Handelspartner, sodass das Exportgeschäft ebenfalls 
wieder an Fahrt gewinnen kann.

Erholung der Weltwirtschaft. Durch die zweite Corona- 
Welle und die damit verbundenen Einschränkungen des 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens wird das 
globale Bruttoinlandsprodukt (BIP) in diesem Jahr aller 
Voraussicht nach um 4 Prozent schrumpfen. Unter der 
entscheidenden Annahme, dass die weltweite Impfoffen- 
sive bereits im ersten Halbjahr 2021 beginnt, dürfte die 
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Weltwirtschaft im kommenden Jahr aber wieder um 
4 ½ Prozent zulegen.

Die Erholung wird allerdings nicht überall in gleichem 
Tempo verlaufen (Grafik Seite 8):

Euroraum. Weil die Euroländer von der zweiten 
Infektionswelle stärker getroffen worden sind als von der 
ersten, ist nicht damit zu rechnen, dass es zu einem 
schnellen Aufschwung kommt. Im Jahr 2020 wird das BIP 
des Euroraums voraussichtlich um 7 Prozent sinken und 
im nächsten Jahr um 5 Prozent steigen. Das heißt:

Der Euroraum wird erst im Laufe des Jahres 2022 
zum Vorkrisenniveau zurückkehren.

Besonders steinig wird der Weg für Frankreich, Italien 
und Spanien, wo die Wirtschaftsleistung 2020 zwischen 
9 und fast 12 Prozent einbrechen dürfte.

USA. Obwohl der Konsum, die Investitionen und der 
Export im zweiten Quartal zweistellige Minusraten 
verzeichneten, zeichnet sich dank des historisch größten 
Konjunkturpakets bereits seit Juni eine Erholung der 
US-Wirtschaft ab. Wenn die neue Regierung unter Joe 
Biden wie versprochen entschlossene Schritte zur 
Eindämmung der Pandemie einleitet, ist davon auszuge-
hen, dass die USA das Vorkrisenniveau ihrer Wirtschafts-
leistung gegen Ende 2021 erreichen werden.

China. Die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt hat 
das Vorkrisenniveau bereits im zweiten Quartal dieses 
Jahres erreicht und ist auch im dritten Quartal gewach-
sen. Dank niedriger Infektionszahlen und einer flächen- 
deckenden Teststrategie dürfte sich dieser Trend fortset-
zen, sodass Chinas BIP 2020 insgesamt um 2 Prozent 
zulegen wird – im kommenden Jahr dürften sogar 9 Pro- 
zent drin sein.

Mit solchen Wachstumsraten kann Deutschland zwar 
nicht aufwarten, doch wenn sich die Weltwirtschaft wie 
erhofft belebt, dürfte dies der hiesigen Exportkonjunktur 
neuen Schwung verleihen. Nachdem die deutschen 
Ausfuhren 2020 voraussichtlich um 11 Prozent unter dem 
Vorjahresniveau liegen werden, ist im kommenden Jahr 
wieder ein Plus von 7 Prozent drin.

Dieser außenwirtschaftliche Schub trägt dazu bei, 
dass die gesamtwirtschaftliche Produktionslücke bis zum 
Jahresende 2021 wieder geschlossen werden kann 
(Grafik):

Nach dem Rückgang um 5 ¼ Prozent in diesem Jahr 
wird das reale Bruttoinlandsprodukt 2021 um 4 Pro- 
zent zulegen.

Weitere Ergebnisse der IW-Konjunkturprognose im 
Einzelnen:

Konsum. Im laufenden Jahr wird der private Konsum 
aufgrund der eingeschränkten Einkaufsmöglichkeiten 
und der Zurückhaltung der Verbraucher um 6 Prozent 

zurückgehen. Für 2021 ist – auch dank des Nachhol- 
bedarfs – ein Plus von 4 Prozent zu erwarten.

Investitionen. Der starke Abschwung hat vor allem 
die Investitionen in neue Maschinen und Produktions- 
anlagen getroffen – hier steht 2020 ein Minus von 14 Pro- 
zent in den Büchern. Angesichts der global besseren Stim-
mung sollten die Ausrüstungsinvestitionen 2021 aber 
wieder um 7 Prozent zulegen. Bei den gesamten Anlage- 
investitionen ist ein Plus von 2 ¾ Prozent zu erwarten.

Arbeitsmarkt. Die Corona-Pandemie hat in Deutsch-
land zu einem deutlichen Rückgang der Arbeitskräfte-
nachfrage geführt. Dies wurde zwar mit einer Verkürzung 
der Arbeitszeit teilweise aufgefangen, dennoch wird die 
Erwerbstätigkeit 2020 um 1 Prozent zurückgehen und im 
kommenden Jahr nahezu stagnieren. Auch die Arbeits- 
losigkeit sollte vorerst auf dem 2020er Niveau von knapp 
6 Prozent verharren.

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd

IW-Prognose für Deutschland 2020 und 2021
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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Arbeitslosenquote: registrierte Arbeitslose in Prozent der Erwerbspersonen;
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Wasserstoff gilt als zentraler 
Baustein für ein klimafreundliches 
Energiesystem. Dies haben viele 
Länder längst erkannt, denn der 
globale Wettbewerb um das „grüne 
Gold“ ist in vollem Gange. Unterneh-
men aus Kanada, Australien oder 

Starkes Ruhrgebiet

Energiewende. Deutschland will den Aufbau einer heimischen Wasserstoff- 
industrie vorantreiben und so auch im internationalen Wettbewerb mithalten. In 
einigen Regionen der Bundesrepublik gibt es bereits gute Ausgangsbedingungen 
für den Markthochlauf von klimaneutral erzeugtem Wasserstoff, wie das Wasser-
stoffranking der IW Consult zeigt.

Schweden bauen bereits große 
Kapazitäten auf – und gehen dabei 
auch Kooperationen mit deutschen 
Industrieunternehmen ein. Denn 
auch hierzulande schreitet die 
Technologieentwicklung voran. Mit 
der Nationalen Wasserstoffstrategie 

hat die Bundesregierung im Juni 
2020 erstmals einen Handlungsrah-
men geschaffen, damit sich die junge 
Wirtschaftsbranche im Land etablie-
ren kann.

Die Bedingungen dafür sind in 
einigen Regionen bereits sehr gut. 
Dies zeigt eine neue Studie der IW 
Consult, die neun Metropolregionen 
unter anderem auf ihre Unterneh-
mens- und Forschungslandschaft, 
Kooperationsfähigkeit und das 
vorhandene Expertenwissen unter-
sucht hat.

Das größte Potenzial für grünen 
Wasserstoff gibt es ausgerechnet in 
der Region, deren Landschaft über 
Jahrzehnte von rauchenden Schlo-
ten geprägt war (Grafik):

Die Metropolregion Ruhr landet 
im Wasserstoffranking auf dem 
ersten Platz – vor Stuttgart und 
München.

Gerade durch die lange Industrie-
geschichte ist in der Region das 
größte industrielle Know-how 
verortet. Die Unternehmen haben 
zudem viel Erfahrung mit strukturel-
lem Wandel. So herrscht im Ruhr- 
gebiet die zweithöchste Dichte an 
wasserstoffaffinen Unternehmen.

Wassersto�ranking: Metropolregion Ruhr liegt vorn
Das Wassersto�ranking der IW Consult bewertet und vergleicht die Wassersto�-
Ökosysteme in neun Metropolregionen, schwächste Region = 100

Quelle: IW Consult
© 2020 IW Medien / iwd
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Zudem sind die Unternehmen im 
Wasserstoffsektor stark in For-
schungsprojekte eingebunden. 
Insgesamt ist das Ruhrgebiet interna-
tional sehr gut vernetzt: Deutlich 
mehr als ein Drittel der Partner in 
Forschungs- und Entwicklungspro-
jekten stammt aus dem Ausland. 
Dies ist insofern bemerkenswert, als 
die Region gemessen an der reinen 
Zahl der Partnerschaften in For-
schungs- und Entwicklungsprojekten 
eher zum Mittelfeld gehört. 

Auch gibt es im bundesweiten 
Vergleich keine andere Region, wo 
die Wasserstoffinfrastruktur bereits 
so gut ausgebaut ist.

Damit hat das Ruhrgebiet in der 
Gesamtbetrachtung die besten 

Voraussetzungen, um eine zentrale 
Rolle beim Wandel zur Wasserstoff-
wirtschaft einzunehmen.

Doch auch andere Regionen 
können im Ranking punkten. So 
finden im Süden die meisten Markt-
eintritte von Unternehmen im 
Wasserstoffsektor statt. In Stuttgart 
wirkt sich die enge Vernetzung 
zwischen der Unternehmens- und 
der Forschungslandschaft vorteilhaft 
aus: So sind in der Region die 
meisten Unternehmen in wasser-
stoffaffine Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte eingebunden. Dies 
könnte auch an dem hohen regiona-
len Transformationsdruck der 
Automobilindustrie liegen, die im 
Süden Deutschlands beheimatet ist.

Im Bereich der Hochschulfor-
schung schneidet dagegen eine 
andere Region überdurchschnittlich 
gut ab: Bezogen auf die Einwohner-
zahl gibt es in Mitteldeutschland 
– dazu zählen Teile von Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen – die 
höchste Dichte an wissenschaft- 
lichen Einrichtungen, die sich mit 
Wasserstofftechnologien beschäfti-
gen. Dahinter folgt Berlin/Branden-
burg – jene Region, die im Gesamt- 
ranking auf dem letzten Platz landet.

Gewinnung und Nutzung von grünem Wassersto�

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd
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Noch vor Weihnachten macht der 
Gesetzgeber den Immobilienmaklern 
ein Geschenk, auf das diese gerne 
verzichtet hätten: Ab dem 23. Dezem-
ber muss bei einem Verkauf einer 
Wohnung oder eines Hauses die 
Maklerprovision zwischen Käufer und 
Verkäufer geteilt werden, und zwar so, 
dass der Käufer maximal so viel 
bezahlt wie der Verkäufer.

Zwar gilt in den meisten Bundes-
ländern formal ohnehin schon eine 
Teilung, de facto aber ist es so, dass 
aufgrund der angespannten Märkte 
fast immer nur der Käufer die Provi- 
sion aufbringen muss.

Weil das fortan verboten ist, wird 
sich der Immobilienmarkt deutlich 
verändern. Denn nun hat der Verkäu-
fer ein handfestes Interesse, über die 

Neue Regeln, neue Chancen
Immobilienmarkt. Weil die Maklerprovision zwischen Käufer und Verkäufer  
künftig geteilt werden muss, wird sich der deutsche Immobilienmarkt spürbar  
verändern. Das muss aber nicht zwingend zulasten der Makler gehen.

Höhe der Provision zu verhandeln – es 
wird also ein Preiswettbewerb 
einsetzen.

Die Makler müssen sich folglich auf 
Einbußen einstellen, weshalb die 
Branche befürchtet, dass es zu 
Insolvenzen und Entlassungen 
kommt. Ein Blick ins Ausland, wo die 
Provisionen oft viel niedriger ausfallen 
als in Deutschland – in Berlin zum 
Beispiel zahlen Käufer bis zu gut 7 Pro- 
zent, im Ausland sind es oft nur 2 bis 
3 Prozent – zeigt jedoch, dass sich für 
die deutschen Vermittler auch 
Chancen ergeben. Tatsächlich steckt 
im deutschen Immobilienmarkt noch 
viel Potenzial, wie die Zahlen von 2018 
zeigen (Grafik):

Gemessen an der Bevölkerungs-
größe liegt die Zahl der Unterneh-

men und der Beschäftigten in der 
Maklerbranche in Deutschland zum 
Teil deutlich unter dem Niveau 
anderer europäischer Länder.

Auch beim Umsatz je Einwohner 
hinken die Makler in der Bundesrepu-
blik mit 129 Euro weit hinterher – die 
Briten kommen auf 242 Euro, die 
Belgier sogar auf 304 Euro. Ein Grund 
für diese Unterschiede ist, dass in 
Deutschland weniger Transaktionen 
durchgeführt werden. Das liegt zum 
einen an der geringen Wohneigen-
tumsquote und zum anderen daran, 
dass die Makler in weniger als 60 Pro- 
zent der Käufe und Verkäufe einge-
schaltet werden – eben weil die 
Provisionen so hoch sind.

Folglich bietet sich den Maklern 
mit der neuen Regelung tatsächlich 
die Chance, Marktanteile zu gewinnen. 
Und es könnte sich auch herausstel-
len, dass es sogar vorteilhaft ist, den 
Käufer von der Provision ganz zu 
befreien, weil dies die Nachfrage 
erhöht und so ein höherer Kaufpreis 
durchsetzbar ist.

Bis sich diese Effekte einstellen, 
müssen die Makler allerdings Nachtei-
le in Kauf nehmen. Denn gerade am 
Anfang werden viele Immobilienbesit-
zer versuchen, Kosten einzusparen 
und ihr Haus oder ihre Wohnung in 
Eigenregie zu verkaufen.

Immobilienmarkt: Noch viel Potenzial für deutsche Makler
Angaben für die Maklerbranche 2018

je 1 Million Einwohner Unternehmen Beschä�igte
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Quelle: Eurostat
© 2020 IW Medien / iwd
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Für sechs von zehn Beschäftigten 
in der Zeitarbeit gibt es einen ganz 
simplen Grund, bei ihrem aktuellen 
Zeitarbeitsunternehmen anzuheuern: 
Sie wollen die Arbeitslosigkeit been-
den oder vermeiden. Dies gilt zwar vor 
allem für Menschen ohne Berufsaus-
bildung (64 Prozent), aber auch jede 
zweite akademisch qualifizierte Zeitar-
beitskraft vertraut auf die arbeits-
marktpolitische Brückenfunktion. Das 
ist eine der Kernbotschaften der rund 
5.700 befragten Beschäftigten der 
IW-Zeitarbeiterbefragung 2019.  

Doch es gibt noch weitere Gründe, 
bei einem Zeitarbeitsunternehmen 

Gutes Geld und reichlich Abwechslung 
Zeitarbeit. Ist die Zeitarbeit ein sinnvolles Instrument oder entpuppt sie sich mit-
unter als Falle? Die IW-Zeitarbeiterbefragung gibt Einblicke, was die Beschäftigten 
selbst von einem Job in der Arbeitnehmerüberlassung und ihrem Betrieb erwarten.

anzuheuern: Ein Viertel der Befragten 
will sich durch den Job in der Arbeit-
nehmerüberlassung beruflich neu 
orientieren oder durch die Einsätze in 
den Kundenbetrieben das eigene 
Profil schärfen. Jeweils gut jeder 
Siebte unterschrieb seinen Arbeitsver-
trag, weil er die Arbeitsbedingungen 
attraktiv fand oder ihn die Aussicht auf 
wechselnde Tätigkeiten reizte.

Sehr wichtig sind vielen Zeitar-
beitskräften auch die Vergütung sowie 
der persönliche Umgang (Grafik):

Grundsätzlich erwarten sechs 
von zehn Zeitarbeitskräften von 
ihrem aktuellen Arbeitgeber, dass 

sie gut bezahlt und respektvoll 
behandelt werden.

Diese beiden Punkte sind beson-
ders jenen wichtig, die mithilfe der 
Zeitarbeit der Arbeitslosigkeit entflie-
hen oder eine drohende Arbeitslosig-
keit abwenden wollten. Eine gute 
Bezahlung steht auch bei jenen 
Befragten hoch im Kurs, die sich 
wegen attraktiver Arbeitsbedingungen 
für die Zeitarbeit entschieden haben. 

Rund vier von zehn Zeitarbeitskräf-
ten erwarten von ihrem Zeitarbeits- 
unternehmen außerdem, dass es 
ihnen eine dauerhafte Beschäftigungs-
perspektive gibt. Darunter sind zwar 
besonders häufig Personen, die über 
die Zeitarbeit den Weg zurück in Lohn 
und Brot gefunden haben, aber auch 
jene, die von attraktiven Arbeitsbedin-
gungen angelockt wurden. Wenig 
überraschend: Vor allem diejenigen 
erwarten eine längerfristige Perspekti-
ve, die ihrem Unternehmen schon 
mehr als 18 Monate verbunden sind. 

Und was sorgt für Unzufrieden-
heit? Den stärksten negativen Effekt 
auf die Entwicklung der Arbeitszufrie-
denheit im Jahr 2018 hatte eine 
ungewollte Abmeldung: Rund ein 
Drittel der Beschäftigten gab an, von 
einem Einsatz abgemeldet worden zu 
sein, obwohl sie diesen gerne fortge-
setzt hätten. In vielen Fällen wurde 
den Betroffenen das Erreichen der 
Höchstüberlassungsdauer als Grund 
genannt. 

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft
© 2020 IW Medien / iwd

Befragung von 5.642 Zeitarbeitern zwischen September 2018 und März 2019

Was Zeitarbeiter erwarten
So viel Prozent der Zeitarbeitskrä�e erwarten, dass ihre Zeitarbeitsfirma … bietet

… eine gute Behandlung/Respekt

…  eine längerfristige Perspektive 
 in der Zeitarbeit

…  den Fähigkeiten entsprechende 
 Arbeitseinsätze

… gute Bezahlung 

…  eine offene Kommunikation 
 bezüglich Leistungen/Perspektiven

61,2

58,3

47,3

32,9

30,9

30,1

29,0

27,3

27,1

… abwechslungsreiche Tätigkeiten

… interessante Arbeitsinhalte

… Weiterbildung

…  Unterstützung bei Konflikten im 
 Rahmen von Einsätzen

…  Förderung der Chancen 
 außerhalb der Zeitarbeit

40,8

IW-Report Nr. 57/2020
Holger Schäfer, Thomas Schleiermacher,  
Oliver Stettes: IW-Zeitarbeiterbefragung 2019
iwkoeln.de/zeitarbeit
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Die Bundesbürger werden im 
Schnitt immer älter. Und obwohl 
viele Senioren lange fit bleiben, 
gehört zur Realität auch, dass die 
Zahl der Pflegebedürftigen steigt:

Im Jahr 1999 waren in Deutsch-
land gut zwei Millionen Menschen 
pflegebedürftig – 2019 betrug ihre 
Zahl schon 4,2 Millionen.

Der überwiegende Teil dieser 
Gruppe wird im häuslichen Umfeld 

Die doppelte 
Herausforderung

Pflege. Immer mehr Menschen in Deutschland versorgen pflegebedürftige 
Angehörige. Ein großer Teil der Pflegenden ist im erwerbsfähigen Alter und geht 
mindestens einer Teilzeit-, oft sogar einer Vollzeitbeschäftigung nach.

versorgt und meist kümmern sich 
mehrere Angehörige um einen 
Pflegebedürftigen: Im Jahr 2017 
– dies ist der aktuellste Stand der 
Daten aus dem Sozio-oekonomi-
schen Panel – teilten sich knapp fünf 
Millionen Menschen die häusliche 
Pflege von 2,7 Millionen Pflege- 
bedürftigen. Neben der gesundheit- 
lichen Versorgung im engeren Sinne 
geht es dabei auch um Betreuungs-

leistungen wie Essen kochen, ein- 
kaufen oder andere Besorgungen 
erledigen.

Oft sind all diese Pflegetätigkeiten 
Frauensache – im Jahr 2017 waren 
rund 60 Prozent aller Pflegenden 
weiblich. Differenziert man nach 
Altersgruppen, zählte rund die Hälfte 
aller Pflegenden zu den 30- bis 
59-Jährigen, wobei hier der Anteil 
der Frauen mit rund 63 Prozent sogar 
noch etwas höher war als im Durch-
schnitt. Jeweils rund ein Fünftel der 
privat Pflegenden war 60 bis 69 Jahre 
beziehungsweise über 70 Jahre alt, 
nur knapp ein Zehntel war jünger als 
30 Jahre.

Die Pflegenden in Deutschland 
gehören also hauptsächlich zu jenen 
Altersklassen, die zugleich die 
meisten Erwerbstätigen stellen. Und 
auch hier zeigen sich deutliche 
Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern (Grafik):

Im Jahr 2017 arbeiteten 76 Pro- 
zent der männlichen, aber ledig-
lich 35 Prozent der weiblichen Pfle-
genden im Alter von 30 bis 59 Jah- 
ren in Vollzeit. Zugleich waren 
39 Prozent der pflegenden Frauen 
dieser Altersgruppe in Teilzeit 
beschäftigt – aber gerade einmal 
4 Prozent der Männer.

P�ege von Angehörigen: Oft neben dem Beruf
So viel Prozent der … im Alter von 30 bis 59 Jahren in Deutschland, die im Jahr 2017 
im privaten Umfeld pflegten, hatten diesen Erwerbsstatus

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd

… Frauen … Männer

Vollzeit Teilzeit Geringfügig oder unregelmäßig beschä�igt Nicht erwerbstätig
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Insgesamt trägt der überwiegen-
de Teil der Pflegenden im erwerbsfä-
higen Alter somit eine Doppelbelas-
tung aus Pflege und Beruf.

Diese Angaben sagen allerdings 
noch nichts darüber aus, wie groß 
die zeitliche Belastung derjenigen ist, 
die ihre Angehörigen und Freunde 
versorgen und betreuen. Im Durch-
schnitt kümmerten sich die Pflegen-
den in Deutschland 2017 montags 
bis freitags 2,6 Stunden pro Tag um 
eine pflegebedürftige Person, am 
Wochenende waren es im Schnitt 
2,5 Stunden täglich. Jeweils rund 
10 Prozent der pflegenden Männer 
und Frauen wendeten unter der 
Woche sogar mindestens fünf 
Stunden pro Tag für Pflegetätigkeiten 
auf. Dabei pflegen Frauen im Schnitt 
etwas länger als Männer – vor allem 
am Wochenende.

Tendenziell leisten Ältere mehr 
Pflegestunden als Jüngere:

An Werktagen wendeten die 
unter 30-Jährigen im Jahr 2017 
durchschnittlich 2,4 Stunden und 
die 30- bis 59-Jährigen 2,3 Stunden 
täglich für die Pflege auf – bei den 
über 70-Jährigen waren es dage-
gen 3,4 Stunden.

Dies ist insofern plausibel, als es 
sich bei den über 70-Jährigen vor 
allem um Menschen handeln dürfte, 
die ihre Ehepartner allein pflegen; in 
den jüngeren Altersgruppen teilen 
sich vermutlich oft mehrere Kinder 
die Pflege-Verantwortung für den 
Vater oder die Mutter. Außerdem 
dürfte vor allem in der Gruppe der 
30- bis 59-Jährigen eine Rolle 
spielen, dass der Großteil der 
Pflegepersonen mindestens einer 
Teilzeitbeschäftigung nachgeht.

Dies schlägt sich auch in der nach 
Erwerbsstatus differenzierten Zahl 
der täglichen Pflegestunden nieder 
(Grafik):

Während die voll- und teilzeit-
beschäftigten 30- bis 59-Jährigen 
an einem Werktag im Schnitt 
weniger als zwei Stunden für 
Pflegetätigkeiten aufwenden, sind 
es bei den nicht Erwerbstätigen 
mehr als vier Stunden.

Am Wochenende pflegen die 
Berufstätigen meist etwas länger – 
vermutlich holen sie dann Erledigun-
gen für ihre Angehörigen nach, die 
sich unter der Woche nicht mit dem 
Job vereinbaren lassen.

Gerade diese Vereinbarkeit der 
privaten Pflege mit dem Beruf bleibt 
eine gesellschaftliche Herausforde-
rung – zumal die Politik das Ziel 
formuliert hat, dass Pflegebedürftige 
in Deutschland möglichst lange im 
vertrauten Umfeld bleiben können. 
Dies entspricht auch deren Wün-
schen: Laut der Barmer Versicherten-
befragung 2018 geben 56 Prozent 
derjenigen, die ihre Angehörigen zu 
Hause pflegen, als Motivation an, 
dass die betreffende Person nicht 
von jemand anderem gepflegt 
werden möchte.

Umso mehr kommt es darauf an, 
die Rahmenbedingungen für pfle-
gende Berufstätige bestmöglich zu 
gestalten. Viele Unternehmen haben 
sich dieses Themas bereits ange-
nommen und unterstützen ihre 
Mitarbeiter – sei es durch flexible 
Arbeitszeiten, die Möglichkeit zum 
Homeoffice oder durch Kooperatio-
nen mit externen Dienstleistern, die 
die Beschäftigten bei einem Pflege-
fall beraten. Firmen, die sich in dieser 

Form für ihre Belegschaft einsetzen, 
dürften im Wettbewerb um knappe 
Fachkräfte auf längere Sicht im 
Vorteil sein.

Wann Erwerbstätige ihre 
Angehörigen p�egen

So viele Stunden pro Tag wendeten 
30- bis 59-Jährige mit diesem Erwerbs-
status in Deutschland im Jahr 2017 
für die Pflege auf

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, 
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2020 IW Medien / iwd

Vollzeit

Teilzeit

Nicht 
erwerbstätig

Geringfügig 
oder unre-
gelmäßig 
beschä�igt

Montag 
bis 

Freitag

Arbeits-
zeiten

Wochen-
ende

1,6 1,8

1,9 2,2

2,8 1,6

4,3 4,9

Pflegestunden: bedingte Durchschnittswerte, das heißt, 
es werden nur jene Pflegende berücksichtigt, die in den 
Kategorien „Montag bis Freitag“ beziehungsweise 
„Wochenende“ positive Werte angegeben haben

Aus IW-Trends 4/2020
Susanna Kochskämper, Silvia Neumeister, 
Maximilian Stockhausen: Wer pflegt wann und 
wie viel? Eine Bestandsaufnahme zur häus- 
lichen Pflege in Deutschland
iwkoeln.de/pflege-in-deutschland



 17. Dezember 2020 / #26 / Seite 16

setzten die 887 deutschen Kino-
betriebe mit ihren 1.191 Nieder-
lassungen im Jahr 2018 um. Die 
Lichtspielhäuser gehören zu den 
von der Corona-Pandemie beson-
ders betroffenen Unternehmen. Im 
ersten Halbjahr 2020 wurden laut 
Filmförderungsanstalt 25,9 Millionen 
Kinotickets verkauft, das waren fast 
52 Prozent weniger als im Vorjah-
reszeitraum. Dass der Rückgang 
nicht noch stärker ausfiel, lag an 
der Renaissance der Autokinos: Im 
ersten Halbjahr 2019 gab es bundes-
weit nur 20 Autokinos, die innerhalb 
dieses Zeitraums 110.000 Tickets 
verkauften – im Frühsommer 2020 
öffneten 458 Autokinos ihre Pforten 
und es wurden insgesamt annähernd 
1,5 Millionen Tickets abgesetzt. Wäh-
rend die Autokinos auch in der Zeit 
des Shutdowns in einigen Bundes-
ländern ihren Betrieb offen halten 
dürfen, müssen die normalen Kino-
säle – quer durch die Bundesrepublik 
gibt es knapp 5.000 Leinwände – seit 
November geschlossen bleiben. Die-
se Maßnahme trifft fast 25.000 Be- 
schäftigte, darunter auch die 1.000 
Kinoinhaber, die weiterhin für Miete, 
Versicherungen und andere laufende 
Kosten aufkommen müssen. 
Im Schnitt geht jeder Bundesbürger 
1,4-mal pro Jahr ins Kino, im Jahr 
2019 kostete eine Kinokarte durch-
schnittlich 8,63 Euro.

Die Corona-Pandemie hat Deutschland einen Digitalisierungsschub beschert, 
aber auch die diesbezüglichen Defizite offengelegt. Wo genau die deutsche 
Wirtschaft steht, zeigt der neue Digitalisierungsindex, der vom IW und der 
IW Consult mitentwickelt wurde und ab jetzt jährlich erscheinen wird. 
Demnach sind neben der Informations- und Kommunikationsbranche auch 
der Fahrzeugbau sowie die Branchen Elektrotechnik und Maschinenbau 
überdurchschnittlich stark digitalisiert. Dazu tragen vor allem die For-
schungs- und Innovationsaktivitäten sowie jene Maßnahmen wie beispiels-
weise Weiterbildungen bei, mit denen die Unternehmen ihre Beschäftigten fit 
für die Digitalisierung machen.

Top-Liste: Digitales Deutschland

Zahl der Woche

Digitalisierungsindex: Das Branchen-Ranking 
Der Index misst die Digitalisierung der deutschen Wirtscha� auf der unter-
nehmensinternen und -externen Ebene anhand von insgesamt 37 Indikatoren 
in zehn Kategorien, Durchschnitt aller Branchen im Jahr 2020 = 100

Quellen: Forschungsinstitut für Rationalisierung an der RWTH Aachen, 
ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtscha�sforschung, Institut der deutschen Wirtscha�, IW Consult
© 2020 IW Medien / iwd

Sonstiges Verarbeitendes Gewerbe: u. a. Herstellung von Textilien
Sonstiges Produzierendes Gewerbe: u. a. Baugewerbe

273,0

193,0
144,3
135,0

99,4
75,3
74,9
66,7
64,4
55,6

Informations- und 
Kommunikationstechnologie
 Fahrzeugbau
Elektrotechnik und Maschinenbau
Unternehmensnahe Dienstleister
Grundsto�e, Chemie und Pharma
Verkehr und Logistik
Handel
 Sonstiges Verarbeitendes Gewerbe
Tourismus
Sonstiges Produzierendes Gewerbe

Milliarden Euro

Knapp 
1,5

Mehr zum Digitalisierungsindex lesen Sie auf iwd.de.


